
E iner der Streitpunkte bei den ge-
scheiterten Sondierungen für eine
Jamaika-Koalition war die Forde-

rung der Grünen, die 20 „dreckigsten“ Koh-
lekraftwerke sofort stillzulegen. Nur so,
hieß es, könnte Deutschland seine nationa-
len Klimaziele für 2020 und 2030 noch er-
reichen. Die Forderung bleibt auch nach
dem Scheitern von Jamaika auf der Tages-
ordnung der deutschen Politik, und sie
klingt zunächst einmal auch sehr vernünf-
tig. Dennoch ist sie bei näherem Hinsehen
unsinnig, denn sie übersieht zwei Tatsa-
chen. Erstens: Durch die Stilllegung würde
der CO2-Ausstoß in Europa um kein
Gramm sinken. Zweitens: Dem Weltklima
ist es egal, wo eine Tonne Kohledioxid emit-
tiert wird; es kommt nur auf die Gesamt-
menge an.

Die zweite Tatsache ist allgemein be-
kannt, die erste hat sich aber noch nicht
überall herumgesprochen: Die Strom-
erzeugung ist Teil des Europäischen Emis-
sionshandelssystems, an dem alle EU-Mit-
glieder sowie Norwegen, Island und Liech-
tenstein seit 2005 teilnehmen. Diese Län-
der legen gemeinsam fest, wie viele Ver-
schmutzungsrechte jedes Jahr ausgege-
ben werden, und begrenzen dadurch den
Gesamtausstoß von Klimagasen ein-
schließlich CO2. Die Menge sinkt jedes Jahr
um 1,74 Prozent, weil die beteiligten Staa-
ten sich einig sind, dass eine Reduktion
des Ausstoßes von Klimagasen zur Be-
kämpfung der Erderwärmung nötig ist.

Vor Kurzem hat sich das EU-Parlament mit
den Mitgliedsstaaten darauf geeinigt, das
Tempo der Verknappung auf 2,2 Prozent
im Jahr zu steigern. Andererseits gilt unter
den bislang gültigen Regeln aber auch:
Wenn deutsche Kraftwerke weniger CO2
ausstoßen, etwa weil Kohle- durch Gas-
kraftwerke oder Windräder ersetzt wer-
den, dann wird in anderen Ländern oder in
anderen Industrien, die im europäischen
Handelssystem erfasst sind, wie der Ei-
sen- oder Stahlproduktion, die gleiche
Menge Kohlendioxid zusätzlich emittiert,
da die Gesamtmenge von vornherein fest-
gelegt ist. Der einzige Zweck, dem der Aus-
stieg aus der Kohleverstromung in
Deutschland dann noch dienen könnte, wä-
re die Einhaltung der nationalen Klimazie-
le, zu denen sich frühere Bundesregierun-
gen verpflichtet haben. Es wäre aber dem
Weltklima nicht zuträglich, wenn einfach
deutsche Emissionen durch französische
oder englische ersetzt würden.

Nun hat die EU kürzlich eine weitere Re-
form des Emissionshandels für die nächs-
te Handelsperiode von 2021 an beschlos-

sen, nach der ein Land, das zum Beispiel
durch Stilllegung eines Kohlekraftwerks
die Nachfrage nach Verschmutzungsrech-
ten senkt, das Recht haben wird, die ent-
sprechende Menge an Zertifikaten kosten-
los vom Markt zu nehmen und zu löschen.
Von da an wird also der teilweise Ausstieg
aus der Kohleverstromung doch klima-
wirksam sein. Ist er dann auf einmal sinn-
voll? Die Antwort auf diese Frage lautet

dennoch: Nein. Viel wirksamer wären zwei
andere Strategien, mit denen wir zugleich
den eigenen Klimazielen näher kommen
und den weltweiten Ausstoß an Kohlendi-
oxid senken könnten.

Zum einen könnte die Bundesrepublik
Deutschland Emissionszertifikate aufkau-
fen und vernichten, und zwar schon jetzt
und nicht erst 2021 oder später. Da der
Preis einer Tonne CO2 derzeit bei etwa

7,50 Euro liegt, würden wir mit wenig Geld
einen hohen Beitrag zur CO2-Reduktion
leisten. Kritiker des europäischen Emissi-
onshandelssystems ETS wenden ein, es sei-
en ohnehin zu viele Zertifikate im Markt, ei-
ne Verringerung der Menge habe daher kei-
nen Einfluss auf den tatsächlichen Aus-
stoß in den drei Jahren bis zum Ende der
Handelsperiode (2020). Diese Argumenta-
tion überzeugt nicht, denn ein Überschuss
an Zertifikaten würde ihren Preis auf null
fallen lassen, wie es am Ende der ersten
Handelsperiode im Jahr 2007 geschehen
ist. In Wahrheit ist der Preis nicht nur posi-
tiv, sondern er ist im vergangenen Halb-
jahr sogar um etwa 50 Prozent gestiegen.
Man muss also davon ausgehen, dass alle
ausgegebenen Zertifikate bis 2020 zum
Ausstoß von CO2 oder anderen Treibhaus-
gasen verwendet werden.

Ein Aufkauf von Zertifikaten mit soforti-
ger Löschung reduziert also den künftigen
Ausstoß ganz unmittelbar. Als Neben-
effekt wird der Marktpreis für Zertifikate
steigen, und das wird bewirken, dass ge-
nau diejenigen Firmen ihren Ausstoß ver-

ringern werden, die das am kostengüns-
tigsten erreichen können, nämlich zu Kos-
ten je Tonne, die zwar über dem heutigen
Zertifikatepreis von 7,50 Euro liegen, aber
unter dem durch die Löschung herbeige-
führten höheren Preis. Das können Strom-
erzeuger sein, die von Kohle- auf Gaskraft-
werke umsteigen, oder Firmen in einem an-
deren Sektor. Dem Klima ist es egal, ob das
Kohlendioxid aus Kohlekraftwerken oder
aus anderen Quellen stammt. Die Politik
sollte das Ziel verfolgen, den CO2-Ausstoß
zu senken; sie sollte sich aber nicht anma-
ßen zu wissen, in welchem Wirtschafts-
zweig das am leichtesten zu schaffen ist.

Zum anderen könnte die Regierung in je-
nen Wirtschaftsbereichen etwas tun, die
nicht dem Emissionshandel unterliegen,
zum Beispiel dem Verkehr. Dabei könnte
sie mehrere Ziele gleichzeitig erreichen:
Zum Beispiel im Zuge der Einführung ei-
ner Pkw-Maut die ökologisch unsinnige
Kraftfahrzeugsteuer nicht nur senken, son-
dern ganz abschaffen. Die Steuer belastet
ja nicht den Schadstoffausstoß, sondern
den ruhenden Verkehr. Richtig wäre es, da-
für die Mineralölsteuer zu erhöhen. Damit
würde erstens die Maut EU-konform, weil
dann die Steuersenkung für deutsche Auto-
besitzer nicht genau der Höhe der Maut
entspricht. Zweitens würden die Erhe-
bungskosten der Kfz-Steuer gespart, und
die Finanzbeamten könnten sich wichtige-
ren Aufgaben widmen, etwa der Verfol-
gung von Steuerhinterziehern. Drittens

verteuert ein höherer Spritpreis das Auto-
fahren mit Verbrennungsmotoren und
senkt dadurch indirekt den CO2-Ausstoß
im Verkehr. Schließlich wird dadurch auch
noch das Elektroauto attraktiver, und man
kann sich Kaufprämien dafür sparen.

Langfristig sollte Deutschland in der EU
darauf hinwirken, den Emissionshandel
auch auf die Wirtschaftszweige auszudeh-
nen, die bisher nicht erfasst sind. Gerade
die Mineralölwirtschaft ist ein gutes Bei-
spiel dafür, dass das ohne Probleme gelin-
gen könnte. Man sollte bereits die Um-
wandlung von Rohöl in den Raffinerien zu
einer zertifikatepflichtigen Tätigkeit erklä-
ren, da der Ausstoß von Kohlendioxid im
Verkehr genau proportional zum produ-
zierten Kraftstoff ist.

Die bloße Stilllegung von Kohlekraft-
werken ist dagegen Symbolpolitik: Sie be-
ruhigt das Gewissen, trägt aber für sich ge-
nommen überhaupt nichts zur Lösung des
weltweiten Problems bei.
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Stilllegen allein bringt nichts
Anstatt Kohlekraftwerke abzuschalten, sollte Deutschland

Emissionsrechte kaufen. Von Friedrich Breyer
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Kraftfahrzeugsteuer abschaffen,
dafür zum Ausgleich die
Mineralölsteuer erhöhen!
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